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Einführung
▼▼

Zielvereinbarungen haben sich in den An-
stellungsverträgen der Radiologen etab-
liert. Dies gilt nicht ausschließlich für 
Chefärzte, sondern für jeden angestellten 
Arzt. „Die Beratungs- und Formulierungs-
hilfe Chefärzte“ der Deutschen Kranken
hausgesellschaft (DKG) weist Regelungen 
zu Zielvereinbarungen seit 2001 auf und 
der Marburger Bund hat in seinen Tarif-
verträgen bereits 2006 stellenweise „Lü-
cken“ hierfür geschaffen, um sie in 2010 
in dem „TV Ärzte / VKA 2010“ aufzuneh-
men. Nicht zuletzt die öffentliche Diskus-
sion über die Ethik solcher bonifizierter 
Leistungssysteme macht es notwendig, 
sich mit diesen auch auf rechtlicher Ebene 
auseinanderzusetzen.

Definitorisch sind Zielvereinbarungen Ab-
sprachen zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer(n) über betriebliche Ziele, 
die innerhalb eines vereinbarten Zeit-
raums, zumeist ein Kalenderjahr, erreicht 
werden sollen. Zu unterscheiden sind sie 
von klassischen Zielvorgaben, welche der 
Arbeitgeber, Kraft des ihm eigenen Direk-
tionsrechts und dessen Grenzen, bestim-
men kann. Für die rechtliche Bewertung 
der Zielvereinbarung ist es von besonde-
rer Bedeutung, dass die meisten Vereinba-
rungen entgeltbezogen, also als leistungs-
orientierter Vergütungsbestandteil, aus-
gestaltet sein sollen. Dieses Ziel setzt je-
doch eine klare und transparente Gestal-
tung der vertraglichen Grundlage voraus. 
Die Aktualität der Diskussion wird durch 
den Umstand deutlich, dass die Deutsche 
Krankenhausgesellschaft am 24.04.2013 
ihre Empfehlungen zu leistungsbezoge-
nen Zielvereinbarungen in Chefarztver-
trägen gefasst hat, welche sie am 
10.05.2013 veröffentlichte. Sie stellen un-

ter anderem klar, dass finanzielle Anreize 
für einzelne Operationen, Eingriffe oder 
Leistungen nicht vereinbart werden dür-
fen. Im Einzelnen lauten die Empfehlun-
gen:
1.	 	Chefärzte sind in ihrer Verantwor-

tung für die Diagnostik und Therapie 
des einzelnen Behandlungsfalls unab-
hängig und keinen Weisungen des 
Krankenhausträgers unterworfen. Das 
Wohl der Patienten und die Versor-
gung der Bevölkerung mit medizi-
nisch notwendigen Leistungen müs-
sen stets im Vordergrund stehen.

2.	 Zielvereinbarungen zwischen Kran-
kenhausträgern und Chefärzten mit 
ökonomischen Inhalten sind unter 
der Beachtung der berufsrechtlichen 
Regelungen (insbesondere § 23 Abs. 2 
MBO-Ä) grundsätzlich legitim und 
sachgerecht, was auch vom Gesetzge-
ber anerkannt wird. 

3.	 Zielvereinbarungen im Krankenhaus 
müssen stets mit der notwendigen 
Sensibilität gehandhabt werden. Die 
zu vereinbarenden Ziele sind mit Au-
genmaß so auszuwählen, dass der 
Chefarzt durch eigene Anstrengungen 
maßgeblichen Einfluss auf die Zieler-
reichung ausüben kann. 

4.	 Finanzielle Anreize für einzelne Ope-
rationen / Eingriffe oder Leistungen 
dürfen nicht vereinbart werden, um 
die Unabhängigkeit der medizini-
schen Entscheidung zu sichern.

Zu beachten ist, dass jedes Krankenhaus 
gem. § 137 SGB V künftig in seinen struk-
turierten Qualitätsberichten eine Erklä-
rung darüber abgeben muss, ob es bei den 
Verträgen mit leitenden Ärzten die Emp-
fehlungen der Deutschen Krankenhausge-
sellschaft zu leistungsbezogenen Zielver-
einbarungen einhält. Sofern dies nicht der 

Fall ist, muss das Krankenhaus in seinem 
Qualitätsbericht darüber informieren, für 
welche Leistungen leistungsbezogene 
Zielvereinbarungen getroffen wurden. Be-
reits diese, gegenüber der gelebten Praxis, 
deutlichen Einschränkungen zeigen, dass 
eine umfassende Reduktion des Anteils 
der variablen Vergütung von den Vorga-
ben angestrebt wird. 

Der Ursprung der  
Zielvereinbarung

▼▼
Die Leistungs- und erfolgsorientierte Ver-
gütung hat in produzierenden Betrieben 
ihren festen Bestand. In Betrieben der In-
dustrie ist der Akkordlohn und in der Ver-
triebsbranche sind Provisionen die Regel. 
Hinzutretend ist zu berücksichtigen, dass 
sich die Beschäftigungsstruktur, gemes-
sen an den Anfängen der Wirtschaft, um-
fassend geändert hat. Nicht nur Büro und 
Fertigung ist vorhanden, sondern eine 
Vielzahl von Steuerungs- und Überwa-
chungstätigkeiten sind hinzugetreten und 
die verschiedensten Hierarchieebenen 
wurden mit unterschiedlichen Kompe-
tenzen und Aufgaben ausgestattet. Im 
Zuge dieser Evolution hat sich das Füh-
rungskonzept des Management by Objec-
tives (MbO), insoweit das „Führen durch 
Ziele“, etabliert. Die Zielvereinbarung soll 
derart ausgestaltet werden, dass der Ad-
ressat sich seiner wesentlichen Aufgaben 
bewusst werden kann, da ein orientiertes 
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Handeln schneller zum allseits gewünsch-
ten Erfolg führt. Oft wird verkannt, dass 
das Ziel nicht die Aufgabe selber ist, son-
dern ein Ergebnis der Aufgabe darstellt. 
Insoweit beschreibt es eine gewünschte 
anzustrebende Situation und gerade nicht 
den individuellen Weg dorthin. MbO geht 
im Ansatzpunkt davon aus, dass Mitarbei-
ter bereit sind, freiwillige Leistungen zu 
erbringen, um hierdurch mitgestalten zu 
können. Hintergrund dieser Betrachtung 
ist, dass der Mitarbeiter eine Tätigkeit er-
bringt, die er auch tatsächlich ausfüllen 
möchte. 

Bezogen auf die Stellung der Ärzteschaft 
ist eindeutig, dass der Arbeitgeber oder 
das Krankenhaus durch die Implementie-
rung von erfolgsorientierten variablen 
Vergütungsbestandteilen das Ziel ver-
folgt, den Arzt an den wirtschaftlichen Er-
folg des Arbeitgebers oder des Kranken-
hauses zu binden. Aus rechtlicher Sicht ist 
eine solche Bindung durchaus möglich 
und über die Zielvereinbarung oder be-
dingungslose Tantiemenregelungen zu 
erreichen. Letztere werden von den ge-
nannten Vorgaben auch nicht erfasst, ber-
gen aber den Nachteil für den Arbeitgeber 
in sich, dass der Arzt bereits frühzeitig an 
dem Ergebnis partizipiert und nicht 
zwangsläufig feste Höhen für seinen eige-
nen finanziellen Vorteil erreichen muss. 

Die Systematik der  
Zielvereinbarung

▼▼
Basis einer jeden Zielvereinbarung sollte 
die operative Planung des Institutes, der 
Praxis, der Abteilung oder des Fachbe-
reichs sein. Dies unter einer Betrachtung 
mit der Blickrichtung sowohl buttom-up, 
als auch buttom-down, um die allgemein-
gültigen Ziele ausreichend berücksichti-
gen zu können. Der Blickwinkel des 
buttom-up´s enthält die Sichtweise der 
notwendigen Zuarbeiten von unteren an 
obere Hierarchieebenen und der Blick-
winkel des buttom-down´s die notwendi-
gen Aufsichts- und Leitungsfunktionen 
der oberen Hierarchieebenen gegenüber 
den unteren. Die einzelnen Aspekte müs-
sen jedoch immer im Kontext der gesam-
ten operativen Planung erfolgen.

Unausweichlich ist, nicht zuletzt vor dem 
Hintergrund des für Dienstverträge ein-
schlägigen Nachweisgesetzes, die schrift-
liche Form. § 2 Abs. 1 Nr. 6 Nachweisgesetz 
legt eindeutig fest, dass die Zusammen-

setzung und die Höhe des Arbeitsentgelts 
einschließlich der Zuschläge, der Zulagen, 
Prämien und Sonderzahlungen sowie an-
derer Bestandteile des Arbeitsentgelts 
und deren Fälligkeit, in der Niederschrift 
aufzunehmen und dem Arbeitnehmer 
bzw. dem Angestellten zu übergeben sind. 
Dies hat zur Folge, dass auch später neu 
vereinbarte Zielvereinbarungen mit Ent-
geltcharakter stets schriftlich verfasst 
werden müssen und der Angestellte über 
ein Recht auf Übergabe einer Kopie ver-
fügt. Nicht zuletzt vor dem Hintergrund 
der beiderseitigen Beweisbarkeit der zur 
Vergütung führenden Umstände ist die 
Schriftform anzuraten. Zunächst auf Ar-
beitnehmerseite angesiedelte Beweis-
nachteile verschieben sich im Laufe des 
Dienstverhältnisses zunehmend auf die 
Seite des Arbeitgebers, sodass beide Par-
teien von der Schriftform profitieren.

Zunächst ist eine Rahmenvereinbarung zu 
erstellen, welche die Eckpunkte für die zu 
verhandelnde Zielvereinbarung setzt. 
Diese unter Umständen auch separat zum 
Dienstvertrag abzuschließende Rahmen-
vereinbarung bestimmt das Vorgehen in 
der sich nach Zeitabschnitten wiederho-
lenden Verhandlungen über die genaue 
Ausgestaltung. Derartige Rahmenverein-
barungen können ebenfalls in Tarif- oder 
Haustarifverträgen enthalten sein. Auf-
grund des oben dargestellten Vergütungs-
charakters bei entgeltbezogenen Zielver-
einbarungen, können diese nicht unter ei-
nen Freiwilligkeitsvorbehalt seitens des 
Arbeitgebers gestellt werden. Dies wider-
spricht der klaren Ausrichtung als leis-
tungsbezogenes Vergütungsentgelt. Aus 
Arbeitnehmersicht sollte die Rahmenver-
einbarung ein klares Raster für die sich 
wiederholenden Verhandlungen vorge-
ben und dem Arbeitgeber die Pflicht für 
die Herbeiführung einer Zielvereinbarung 
auferlegen. Nur so wäre sichergestellt, 
dass der Vergütungsanteil der Zielverein-
barung dauerhaft eine Grundlage auf-
weist. Der Arbeitgeber wäre insoweit ver-
pflichtet, die Zielvereinbarung herbeizu-
führen und wäre bei fehlender Vereinba-
rung unter Umständen, aufgrund der Un-
möglichkeit von nachträglichen Zielerrei-
chungen, schadenersatzpflichtig. 

In der sodann zu verhandelnden Zielver-
einbarung, welche auf den konkreten 
Zeitraum ausgerichtet ist, sind die zur 
Vergütung führenden Umstände genau 
darzustellen. Die Berechnungsgrundlage 
und die Ziele müssen auf eine transparen-
te Weise deutlich nachvollzogen werden 

können. Es muss unterlassen werden, 
Querverweise zu buchhaltungsinternen 
Vorgängen aufzunehmen, da dies die not-
wendige Transparenz konterkariert. Nur 
„harte Ziele“ beinhalten eine, zumeist 
zahlenbasierte, klare Grenzbildung. Sol-
che sind diejenigen, die als spezifisch, 
messbar, ausführbar, realistisch und ter-
minierbar, insoweit hat sich der Begriff 
SMART durchgesetzt, gelten. Ziele wie 
„Wohlfühlklima“, „Zufriedenheit“ und 
„Ansehen“ können ebenfalls zulässige An-
satzpunkte bilden, sind jedoch schwer fi-
xierbar und sollten nur einen sehr gerin-
gen Anteil an der variablen Vergütung 
ausmachen. Dies gilt insbesondere, da ein 
Teil der juristischen Literatur diese „wei-
chen Ziele“, aufgrund der schlechten 
Messbarkeit und dem zumeist fehlenden 
direkten Einfluss auf diese Faktoren sei-
tens der Angestellten, für partiell unzuläs-
sig hält. Die spätere Feststellung der 
Zielerreichung kann sowohl einvernehm-
lich durch die Parteien, als auch allein 
durch den Arbeitgeber arbeitsvertraglich 
geregelt sein. Arbeitnehmer können pro-
blemfrei die Kompetenz dem Arbeitgeber 
zugestehen, da sie anhand der klaren Be-
rechnungsgrundlage und der notwendi-
gen Offenlegung der Berechnungsschritte 
durch den Arbeitgeber, eine umfassende 
Kontrollmöglichkeit besitzen und gegebe-
nenfalls Einspruch erheben können.

Grenzen der Ausgestaltung
▼▼

Für Krankenhäuser wurden, aufgrund der 
Einfügung der Regelungen zur Förderung 
der Qualität durch die DKG in § 136a SGB 
V, die obigen Empfehlungen verfasst. Die 
Einfügung lautet:

„Die Deutsche Krankenhausgesellschaft 
fördert im Rahmen ihrer Aufgaben die 
Qualität der Versorgung im Krankenhaus. 
Sie hat in ihren Beratungs- und Formulie-
rungshilfen für Verträge der Krankenhäu-
ser mit leitenden Ärzten bis spätestens 
zum 30. April 2013 im Einvernehmen mit 
der Bundesärztekammer Empfehlungen 
abzugeben, die sicherstellen, dass Zielver-
einbarungen, die auf finanzielle Anreize 
bei einzelnen Leistungen abstellen, ausge-
schlossen sind. Die Empfehlungen sollen 
insbesondere die Unabhängigkeit medizi-
nischer Entscheidungen sichern“

Zwar begrenzen die Empfehlungen die 
Möglichkeit der Ausgestaltung einer Ziel-
vereinbarung nicht von sich aus, da die ge-
setzlichen und rechtlichen Regelungen, 
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die die Begrenzung herbeiführen, bereits 
zuvor bestanden haben, jedoch ist mittels 
der Empfehlungen das Augenmerk nun 
auf diesbezügliche Regelungen gerichtet. 
Zudem besteht über die Neufassung des § 
137 Abs. 3 Nr. 4 Satz 2 SGB V die Verpflich-
tung anzugeben, für welche Leistungen 
leistungsbezogene Zielvereinbarungen 
getroffen wurden. § 137 Abs. 3 Nr. 4 Satz 
2 SGB V lautet:

„Der Bericht hat auch Art und Anzahl der 
Leistungen des Krankenhauses auszuwei-
sen sowie eine Erklärung zu enthalten, die 
unbeschadet der Rechte Dritter Auskunft 
darüber gibt, ob sich das Krankenhaus bei 
Verträgen mit leitenden Ärzten an die 
Empfehlungen der Deutschen Kranken
hausgesellschaft nach § 136a Satz 2 hält; 
liegen diese Empfehlungen nach dem 30. 
April 2013 nicht vor oder hält sich das 
Krankenhaus nicht an sie, hat es unbe-
schadet der Rechte Dritter anzugeben, für 
welche Leistungen leistungsbezogene 
Zielvereinbarungen getroffen wurden; 
der Bericht ist in einem für die Abbildung 
aller Kriterien geeigneten standardisier-
ten Datensatzformat zu erstellen. Er ist 
über den in dem Beschluss festgelegten 
Empfängerkreis hinaus auch von den Lan-
desverbänden der Krankenkassen und 
den Ersatzkassen im Internet zu veröf-
fentlichen.“

Insgesamt muss festgehalten werden, 
dass lediglich ein Ausschluss für „einzelne 
Leistungen“ genannt wird. Dies bedeutet, 
dass bezüglich einer etwaigen Gesamtein-
ordnung der Zielvereinbarung die Ent-
scheidung über die Erfüllung der Kriterien 
zur Veröffentlichung in Trägerhand liegen, 
sodass sich diesbezüglich zunächst eine 
gängige Praxis herausstellen muss. 

Dennoch bestehen für alle Zielvereinba-
rungen die bereits vor der Veröffentli-
chung der Empfehlungen geltenden Vor-
schriften. Neben der ärztlichen Weisungs-
freiheit und Unabhängigkeit aus den §§ 
23,30 MBO-Ärzte und dem Wirtschaft-
lichkeitsgebot aus §§ 12, 137f SGB V, 
kommt auch die aus § 39 SGB V hervorge-
hende Erforderlichkeit der Krankenhaus-
behandlung in Betracht. Insbesondere be-
stehen hohe Anforderungen an die Trans-
parenz der zu treffenden Regelungen und 
die hiermit verbundene Prüfung über die 
§§ 315 ff BGB.

Letzteres resultiert daraus, dass dem 
Dienstvertragsrecht ein hoher Schutz des 
Arbeitnehmers eigen ist, sodass es nicht 

überrascht, dass mittels der gesetzlichen 
Vorgaben in der Rechtsprechung versucht 
wird, Grenzen aufzuzeigen. Aufgrund der 
verschiedenen höchstrichterlichen Recht-
sprechungen zu quotalen Regelungen, 
beispielsweise im AGB-Recht, dem In-
haltsschutz nach § 2 Kündigungsschutz-
gesetz oder der Anpassungsbefugnis in Li-
quidationsbeteiligungen, bildet sich im 
Querschnitt eine Summe von 20 Prozent 
bezogen auf den variablen Anteil der je-
weiligen Vergütung. Grund ist, dass einem 
Arbeitnehmer zum größten Teil erkenn-
bar sein muss, mit welchem Gehalt er für 
seine Tätigkeit zu rechnen hat. Zwar mag 
es verwundern, dass in den Gehaltsberei-
chen von Chefärzten mit der Sittenwidrig-
keit des § 138 BGB und damit über das 
Lohndumping zu argumentieren ist, je-
doch geht mit herausgestellter Position 
und Qualifikation auch ein dementspre-
chender Entgeltanspruch einher. Zu be-
rücksichtigen ist auch, dass durch die 
Grenzbildung nicht nur ein angemessenes 
Grundgehalt abgesichert ist, sondern 
auch der Fall, dass mit angemessenem 
Grundgehalt der variable Anteil dennoch 
der Art reizvoll erscheinen kann, dass eine 
Beeinträchtigung der Unabhängigkeit der 
medizinischen Entscheidung zu befürch-
ten ist. Diese darf jedoch über Vergü-
tungsvereinbarungen aufgrund von § 23 
Abs. 2 MBO-Ärzte keinesfalls beeinträch-
tigt sein. Insoweit tritt neben den arbeits-
rechtlichen Schutzaspekt, der Schutz der 
Unabhängigkeit der medizinischen Be-
handlung. Klauseln, die eine Zielvereinba-
rung mit einer Stichtagsregelung oder ei-
ner Zugehörigkeitsdauer verschmelzen, 
sind vor dem Hintergrund der Zugehörig-
keit der Zielvereinbarung zum Entgelt kri-
tisch einzuschätzen. Die Zielvereinbarung 
stellt keinen Bonus für Betriebstreue dar, 
sondern die errechenbaren Entgelte wur-
den durch den jeweiligen Angestellten be-
reits verdient. Insoweit ist die Verschmel-
zung aufgrund des Entgeltcharakters nur 
in engen Grenzen möglich. Zugehörig-
keitsklauseln, die eine Auszahlung der va-
riablen Vergütung unter die Vorausset-
zung, dass der Arbeitnehmer noch am 
01.04. des Folgejahres zum Betrieb gehört, 
stellen, sind unstreitig nicht möglich. So-
fern sich die Parteien auf zahlenbasierte 
Ziele beschränken, können sie, für den Fall 
des vorzeitigen Ausscheidens des Arbeit-
nehmers, die variable Vergütung anteilig 
vereinbaren und die Berechnung pro rata 
temporis erfolgen lassen. Im Rahmen von 
zu vernachlässigenden „weichen Zielen“ 
ist eine solche anteilige Quote mithin nur 
schwer messbar.

Störungen in der Zielerreichung
▼▼

Die variable Vergütung beinhaltet defini-
torisch bereits die Ungewissheit über 
Höhe und Erhalt, sodass ein Anspruch des 
Arbeitnehmers nur bei Zielerreichung be-
steht. Unvorhergesehene Störungen, die 
die Zielerreichung konterkariert haben, 
führen daher nicht zu einem Anspruch 
seitens des Arbeitnehmers. Ebenfalls 
kann der Arbeitgeber durch die bloße 
Nichterreichung keine zulässigen arbeits-
rechtlichen Sanktionen erheben, sofern 
kein Fall des klassischen Low-Performing 
vorliegt. Ist die Nichterreichung hingegen 
auf eine Beeinträchtigung durch den Ar-
beitgeber zurückzuführen, so kann dieser, 
unter Anwendung des Provisionsrechts 
gem. § 87 a Abs. 3 Satz 2 HGB, zum Aus-
gleich des Nachteils verpflichtet sein. Im 
Falle des durch den Arbeitgeber verschul-
deten Nichtabschlusses einer vertraglich 
vorgesehenen Zielvereinbarung, muss 
dieser mit durchsetzbaren Schadenser-
satzansprüchen des Angestellten rechnen. 

Auswirkung auf die Praxis
▼▼

Zweifelsohne werden die Zielvereinba-
rungen eine weitere Verbreitung in den 
Bezügen von Angestellten in gehobenen 
Positionen einnehmen. Jedoch werden sie 
in ihrem jeweiligen Umfang eine Begren-
zung erfahren, sodass exorbitante variab-
le Vergütungsanteile über eine Zielerrei-
chung nicht möglich sein werden. Dies 
zeigt auch der Branchenquervergleich zu 
dem Bankensektor, indem eine Begren-
zung des Bereichs der klassischen Bonifi-
kation bereits jetzt detailliert diskutiert 
wird. Aufgrund der Veröffentlichung der 
Empfehlungen der DKG im Einvernehmen 
mit der Bundesärztekammer, müssen 
Krankenhäuser die vorhandenen Dienst-
verträge zudem überprüfen und unter 
Umständen mittels Änderungsvereinba-
rungen anpassen, damit Sie der drohen-
den Veröffentlichungspflicht entgehen. 

Jens Remmert, LL.M. 
Rechtsanwalt

Rechtsanwälte Wigge 
Scharnhorststr. 40 
48 151 Münster 
Tel.: 0251/53 595–0 
Fax: 0251/53 595–99 
Internet: www.ra-wigge.de 
Email: kanzlei@ra-wigge.de
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